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Freiburg, den 01. Dezember 2014

Pressemitteilung zu Abschiebungen in Freiburg und zu 
aktuellen Trends in der Asylpolitik

FREIBURG, freiburger Grüne distanzieren sich von aktuellen Entscheidungen in der Asylpolitik 
auf Landes- und Bundesebene. Sie fordern die Landesregierung auf, sofortige Maßnahmen 
zu ergreifen.

Über zwei Monate ist es nun her, dass Ministerpräsident Winfried Kretschmann dem sogenann-
ten Asylkompromiss zugestimmt hat. Wir standen als Freiburger Grüne hinter Winfried Kretsch-
mann und haben ihn gegen die Kritik – auch aus eigenen Reihen – verteidigt.

Doch nun - zwei Monate später – werden die tatsächlichen Konsequenzen des Asylkompromisses
ersichtlich und zwingen uns dazu, als Freiburger Grüne klar Stellung zu beziehen. Die Einstufung 
von Serbien, Mazedonien und Bosnien-Herzegowina als sichere Herkunftsstaaten wird dazu ge-
nutzt, Schutzsuchende aus diesen Ländern als „Wirtschaftsflüchtlinge“ zu diskreditieren und eine
schnellere Abschiebung zu forcieren. Dabei sind die Roma in diesen Ländern vielfach von ethni-
scher Diskriminierung und extrem unsicheren Lebensverhältnissen betroffen.

Derweil hat die Landesregierung am vergangenen Freitag einem weiteren flüchtlingsfeindlichen 
Gesetz zugestimmt. Gegen 500.000 € zusätzliche Unterstützung durch den Bund für die Flücht-
lingsunterbringung hat die Landesregierung im Bundesrat der Novelle des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes zugestimmt, obwohl im Koalitionsvertrag vereinbart ist, dass die Landesregierung
sich für dessen Abschaffung einsetzen würde. 

Wir als Freiburger Grüne kritisieren diese inhumane Politik aufs schärfste. Wir wollen zu unseren 
Wurzeln als flüchtlingssolidarische Partei und zu dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Vorrang 
der Humanität zurückkehren. Daher fordern wir die Landesregierung auf, einen sofortigen Win-
terabschiebestopp zu erlassen. Dieser soll anschließend nahtlos in ein humanitäres Bleiberecht, 
gestützt auf § 23 Aufenthaltsgesetz, übergehen.

Solange die Landesregierung die Abschiebungen nicht aussetzt, sehen wir auf kommunaler Ebe-
ne dringenden Handlungsbedarf. Freiburg ist eine offene und tolerante Stadt.  Deshalb stellen 
wir uns schützend auch vor Mitbürgerinnen und Mitbürger, die von Abschiebung bedroht sind. 
Wir werden nicht zulassen, dass auch nur ein einziger weiterer Mensch aus Freiburg in Perspek-
tivlosigkeit und lebensbedrohliche Situationen abgeschoben wird.

Wir werden uns daher im Gemeinderat dafür einsetzen, dass die Stadt alle notwendigen Schritte 
unternimmt, Abschiebungen zu verhindern. Dies beinhaltet, dass die Stadt die Betroffenen früh-
zeitig über die vom Regierungspräsidium geplanten Abschiebungen informiert. Das Amt für 
Wohnraumversorgung fordern wir auf, der Polizei keine Schlüssel von Wohnungen zu geben, aus
denen Menschen abgeschoben werden sollen.



Auch in der Wohnungspolitik möchten wir einen Kurswechsel herbeiführen. Es gehört zu unse-
rem Selbstverständnis als offene und tolerante Stadt, Flüchtlinge willkommen zu heißen und in 
unsere Stadtgesellschaft zu inkludieren. Wir werden uns daher im Gemeinderat dafür einsetzen, 
dass Freiburg weiterhin Flüchtlinge dauerhaft aufnimmt, unabhängig davon, ob in Freiburg eine 
Landeserstaufnahmestelle für Flüchtlinge entsteht. Einen derartigen Beschluss hat auch schon 
der grüne Stadtrat Tübingens gefasst.

Langfristig sollen die hier lebenden Flüchtlinge in Wohnungen statt in Sammellagern und Contai-
nern untergebracht werden. Zur Umsetzung engagieren wir uns  für ein umfassendes Programm
des sozialen Wohnungsbaus.

Für eine offene und tolerante Stadt Freiburg ohne Abschiebungen!

Der gesamte Kreisverband Freiburg im Breisgau, Bündnis 90/Die Grünen


